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Datenschutzhinweis nach Art. 13 und 21 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 

Für die vorliegende Datenerhebung und -verarbeitung ist die Senatorin für Soziales, 

Jugend, Integration und Sport verantwortlich.  

Ich verarbeite Ihre Daten, um Ihren Antrag in Erfüllung meiner gesetzlichen Aufgabe 

bearbeiten zu können. Ich erhebe grundsätzlich nur die Daten, die zur Aufgabenerfüllung 

zwingend erforderlich sind. Die Rechtsgrundlage, aus der sich meine Aufgabe ergibt, ist im 

Antragsformular angegeben. Die Datenverarbeitung erfolgt auf Grundlage der dort 

angegebenen Rechtsgrundlage in Verbindung mit Art. 6 Abs. 1 lit. e DSGVO. Daneben 

gelten im Bereich der Verarbeitung von Sozialdaten u.a. die §§ 67 ff. Sozialgesetzbuch X 

und ansonsten die weiteren Vorschriften des Bremischen Ausführungsgesetzes zur EU-

Datenschutz-Grundverordnung (BremDSGVOAG). 

Ich behandele Ihre Daten vertraulich und geben diese nur dann weiter, wenn eine 

datenschutzrechtliche Übermittlungsbefugnis besteht (z. B. kann es erforderlich sein, Daten 

an andere Behörden zu übermitteln – die Zulässigkeit prüfen wir jedoch vorab im Einzelfall 

unter Beachtung der Verschwiegenheitspflichten). 

Ich weise ausdrücklich darauf hin, dass 

- die Angaben im und zum Antrag zur Antragsbearbeitung in einer zentralen

Zuwendungsdatenbank sowie zu statistischen Zwecken gespeichert werden können.

- Ihre Daten (z.B. Namen; Bezeichnung des Vorhabens; Höhe der Zuwendung;

Eigeneinnahmen; Zuwendung Dritter; usw.) im jährlich durch die Senatorin für

Finanzen zu erstellenden und nach dem Informationsfreiheitsgesetz zu

veröffentlichenden Zuwendungsbericht aufgenommen und veröffentlicht werden.

Ich lösche Ihre Daten, wenn diese zur Erfüllung der gesetzmäßigen Aufgabe nicht mehr 

erforderlich sind und keine gesetzlichen Aufbewahrungsfristen einer Löschung 

entgegenstehen. 

Sie haben das Recht, der Datenverarbeitung zu widersprechen. Näheres erfahren Sie unter 

dem nachfolgenden Punkt „Rechte der betroffenen Person“. 

Sofern die Angabe bestimmter personenbezogener Daten freiwillig ist, mache ich dies im 

Rahmen der Datenerhebung entsprechend kenntlich. Es sind keine negativen 

Konsequenzen mit der Nichtbereitstellung dieser freiwilligen Daten verbunden. Allerdings 

kann die Nichtbereitstellung im Einzelfall die nachfolgende Kommunikation erschweren bzw. 

verzögern. 

Wenn Sie eine Einwilligung in die Verarbeitung personenbezogener Daten abgeben, können 

Sie diese jederzeit widerrufen. Durch den Widerruf wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der 

Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. 

Rechte der betroffenen Person 

Sie haben mir gegenüber ein Recht auf Auskunft über die Sie betreffenden 

personenbezogenen Daten sowie auf Berichtigung unrichtiger Daten und auf Löschung, 

sofern die in Art. 17 DSGVO genannten Voraussetzungen vorliegen. Es besteht zudem das 

Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, wenn eine der in Art. 18 DSGVO genannten 
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Voraussetzungen vorliegt und in den Fällen des Art. 20 DSGVO das Recht auf 

Datenübertragbarkeit. 

Werden Daten auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. e DSGVO (Datenverarbeitung zur behörd-

lichen Aufgabenerfüllung bzw. zum Schutz des öffentlichen Interesses) erhoben, steht Ihnen 

gem. Art. 21 DSGVO das Recht zu, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation 

ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung Widerspruch einzulegen. Ich verarbeite die 

personenbezogenen Daten dann nicht mehr, es sei denn, es liegen nachweisbar zwingende 

schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung vor, die die Interessen, Rechte und Freiheiten 

der betroffenen Person überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung, 

Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. Bitte richten Sie einen Widerspruch an: 

Die Senatorin für Soziales, Jugend, Integration und Sport 
Datenschutz, OKZ 400 12 
Bahnhofsplatz 29 
28195 Bremen 

datenschutz-buergerservice@soziales.bremen.de 

Beschwerderecht bei einer Aufsichtsbehörde: 

Sie haben das Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde, wenn Sie der Ansicht sind, 

dass die Verarbeitung der Sie betreffenden Daten gegen datenschutzrechtliche 

Bestimmungen verstößt. Das Beschwerderecht kann insbesondere bei einer 

Aufsichtsbehörde in dem Mitgliedstaat Ihres gewöhnlichen Aufenthaltsorts oder des Orts des 

mutmaßlichen Verstoßes geltend gemacht werden. Für das Bundesland Bremen ist die 

zuständige Aufsichtsbehörde: 

Die Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 

Arndtstraße 1 

27570 Bremerhaven 

Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten: 

Sie können sich bei Fragen oder Beschwerden zum Thema Datenschutz auch jederzeit 
an den Datenschutzbeauftragten der Senatorin für Soziales, Jugend, Integration und 
Sport wenden: 

Dr. Uwe Schläger 
Behördlicher Datenschutzbeauftragter 
datenschutz nord GmbH 
Konsul-Smidt-Straße 88 
28217 Bremen 
+49 421 69 66 32 0

Office@datenschutz-nord.de 
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